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Neue Ideen gegen die Wohnungsnot in
Lübeck: BfL schlägt Steuerabbau vor

Die BfL schlägt in Lübeck die temporäre Abschaffung der
Grunderwerbsteuer vor, um Wohnraum zu fördern und

Wohnungsmangel zu bekämpfen.

In Lübeck stehen die Einwohner vor einem immer drängenderen
Problem: Die Wohnungsnot. Diesem umstrittenen Thema
widmen sich die „Bürger für Lübeck“ (BfL) in ihrer aktuellen
Mitteilung, in der sie eine Reihe von Maßnahmen zur
Bekämpfung dieser Herausforderung vorschlagen. Insbesondere
soll die Grunderwerbsteuer für den Erwerb von Wohneigentum
temporär abgeschafft werden, um den dringend benötigten
Wohnraum zu schaffen.

Die BfL verdeutlichen, dass die Ursachen der angespannte
Wohnungsmarktlage vielfaltsreich sind. Dazu gehören unter
anderem steigende Zuwanderungszahlen und eine hohe
Nachfrage nach Wohnraum in urbanen Gebieten. Kombiniert mit
stagnierender Bauaktivität entstehen für viele Menschen
enorme Schwierigkeiten, bezahlbaren Wohnraum zu finden, vor
allem in beliebten und attraktiven Stadtteilen.

Vorschläge zur Verbesserung der
Wohnsituation

Eines der Hauptanliegen der Wählergemeinschaft ist es, die
Marktwirtschaft zu stärken und staatliche Regularien zu lockern,
um die Bauaktivitäten zu fördern. Ihr Vorschlag zur zeitlich
beschränkten Abschaffung der Grunderwerbsteuer für einen
Zeitraum von fünf Jahren könnte potenziellen Hauskäufern



zugutekommen. Dies würde nicht nur den Kauf eines
Eigenheims erleichtern, sondern könnte auch die Schaffung von
neuem Wohnraum vorantreiben.

Ein weiterer wichtiger Punkt in ihrem Vorschlag ist die Nutzung
von leerstehenden Wohnungen. Durch steuerliche
Erleichterungen für Renovierungen und Umnutzungsvorhaben
sollen Eigentümer motiviert werden, ungenutzten Wohnraum
zugänglich zu machen. Auch steuerrechtliche Vorschriften, die
die Schaffung neuer Wohnräume behindern, sollen für fünf Jahre
außer Kraft gesetzt werden. Diese Ansätze sollen dazu
beitragen, den Wohnungsbau nicht nur anzukurbeln, sondern
auch Mieter in Eigentümer zu verwandeln.

Die BfL betonen, dass sie die finanziellen Risiken ihrer
Vorschläge als geringer einschätzen als die sozialen Kosten, die
durch die anhaltende Wohnungsknappheit entstehen. Ihre
Überlegungen beziehen sich nicht nur auf den wirtschaftlichen
Aspekt, sondern auch auf die Notwendigkeit, Menschen in
Lübeck ein Zuhause zu bieten und auf die akute Situation vieler
Familien und Einzelpersonen zu reagieren.

In Anbetracht der vielschichtigen Faktoren, die zur Wohnungsnot
beitragen, präsentiert die BfL frische Ideen, die sowohl die
Bürger als auch die Stadtverwaltung ansprechen dürften. Der
Aufruf zur kurzfristigen Abschaffung der Grunderwerbsteuer ist
nur ein Teil eines umfassenden Plans, der auch die Nutzung von
Leerstand und öffentliche Grundstücke in die Überlegungen
einbezieht. Somit wird deutlich, dass der Wohnungsbau in
Lübeck einer dringenden Reform bedarf, um den Bedürfnissen
der Bürger gerecht zu werden und der aktuellen Krise
entgegenzuwirken.
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